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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlusseiien 


Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der 
Rheinschiffahrtpolizeiverordnung 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 128. Sitzung am 1. Oktober 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf die 
sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungsvorschläge beschlossen. 
Im übrigen hat er gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben. 
Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Biindesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Einführung der Rheinschiffahrtpolizeiverordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Um die auf dem Rhein geltenden Ver- 
kehrsvorschriften dem Fortschritt der Tech- 
nik und den Erfordernissen eines gesteiger- 
ten Verkehrs anzupassen, wird der Bundes- 
minister für Verkehr ermächtigt, die Rhein- 
schiffahrtpolizeiverordnung in der von der 
Zentralkommission für die Rheinschiffahrt 
beschlossenen Fassung zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr kann 
die Rheinschiff ahrtpolizeiverordnung unter 
Beachtung der Gesichtspunkte des Absatzes 1 
ändern, ergänzen oder in neuer Fassung er- 
lassen, sofern ein Beschluß der Zentralkom- 
mission für die Rheinschiffahrt dies vorsieht 
oder zuläßt. 

§ 2 

Zuwiderhandlungen gegen die Rheinschiff- 
fahrtpolizeiverordnung werden nach dem 


Strafrahmen des Artikels 32 der revidierten 
Rheinschiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. September 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 645) 
bestraft. Auf diese Zuwiderhandlungen sind 
die Vorschriften für Übertretungen entspre- 
chend anzuwenden. 


§3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten der Rheinschiff- 
fahrtpolizeiverordnung tritt die Schiffahrt- 
polizeiverordnung für das deutsche Rhein- 
stromgebiet vom 18. Januar 1939 (Reichsge- 
setzbl. II S. 41) in der Fassung der Verord- 
nungen vom 17. Februar 1951 (Bundesgesetz- 
bl. II S. 30) vom 20. Februar 1953 (Bundes- 
anzeiger Nr. 38 vom 25. Februar 1953) und 
vom 15. Juni 1954 (Bundesanzeiger Nr. 113 
vom 16. Juni 1954) außer Kraft. 
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Begründung 


Die Rheinschiffahrtpolizeiverordnung ent- 
hält die internationalen Verkehrsvorsdiriften 
auf dem Rhein von Basel bis zur Mündung. 
Ihre jetzige Fassung stammt aus dem Jahre 
1939 und entspricht in vielfacher Hinsicht 
nicht mehr den technischen und nautischen 
Erfordernissen des in den letzten Jahren er- 
heblich gesteigerten Schiffsverkehrs. Es war 
deshalb notwendig, sie zu überarbeiten. 

Dieser Aufgabe hat sich die Zentralkommis- 
sion für die Rh ein Schiffahrt, der die Bundes- 
republik seit dem Jahre 1950 wieder als Mit- 
glied angehört, in mehrjährigen Beratungen 
unterzogen. Sic hat nunmehr eine Neufas- 
sung der Verordnung beschlossen, die in allen 
Rheinuferstaaten am 1. Januar 1955 in Kraft 
treten soll. 

Zur Einführung der neuen Verordnung in 
der Bundesrepublik bedarf es eines Bundes- 
gesetzes, da die Strafdrohung des § 366 
Nr. 10 StGB nicht ausreicht und es außerdem 
geboten ist, eine Strafvorschrift nach dem 
Strafrahmen des Art. 32 der Mannheimer 
Akte zu sdiaffen. Die Ermächtigung des Bun- 


desministers für Verkehr, die Verordnung zu 
erlassen (§ 1 Abs. 1) und sie in Übereinstim- 
mung mit künftigen Beschlüssen der Zentral- 
kommission zu ändern, zu ergänzen oder in 
neuer Fassung zu erlassen (§ 1 Abs. 2), dient 
der Entlastung der gesetzgebenden Körper- 
schaften. Sie ist in gleicher Weise bereits zum 
Zweck der Inkraftsetzung der Rheinschiffs- 
untersuchungsordnung und der Vorschriften 
über die Beförderung brennbarer Flüssigkei- 
ten auf Binnenwasserstraßen durch die Ge- 
setze des Wirtschaftsrates vom 21. Juni 1949 
(WiGBl. S. 91) und des Bundes vom 13. No- 
vember 1952 (BGBl. II S. 957) erteilt worden. 
Der Strafrahmen des Art. 32 der Mannhei- 
mer Akte (§ 2 Satz 1) sieht Strafen von 10 bis 
300 Goldfranken (= 8,00 Ibis 240,00 Deut- 
sche Mark) vor. § 2 Satz 2 ist aus § 19 des 
Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in 
Binnenschiffahrts- und Rheinschiffahrtssachen 
vom 27. Septen^ber 1952 (BGBl. I S. 641) 
wörtlich übernommen worden. 

Die Zuständigkeit des Bundes zum Erlaß des 
Gesetzes ergibt sich aus den Art. 72, 74 
Nr. 21 GG. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. § 1 erhält folgende Fassung: 
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(1) Der Bundesminister für Verkehr 
wird ermächtigt, die Rheinschiffahrtpoli- 
zeiverordnung in der von der Zentral- 
kommission für die Rheinschiffahrt be- 
schlossenen Fassung zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr 
kann die Rheinschiffahrtpolizeiverord- 
nung ändern, ergänzen oder in neuer Fas- 
sung erlassen, sofern der Fortschritt der 
Technik und die Erfordernisse eines ge- 


steigerten Verkehrs dies erfordern und ein 
Beschluß der Zentralkommission für die 
Rheinschiffahrt dies vorsieht oder zuläßt." 

Begründung 

Der Hinweis auf den Fortschritt der Tech- 
nik und die Erfordernisse eines gesteiger- 
ten Verkehrs hat in Abs. 1 nur die Bedeu- 
tung eines Motivs für die gesetzliche Rege- 
lung, während er in Abs. 2 die verfassungs- 
rechtlich notwendige Begrenzung des Aus- 
maßes der Ermächtigung darstellt. Er ist 
demzufolge in Abs, 1 überflüssig und in 
Abs. 2 notwendig. (Dem entspricht es besser, 
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wenn in Abs, 1, wie vorgeschlagen, der 
nicht übliche Hinweis auf das Motiv des 
Gesetzgebers entfällt und in Abs. 2 die Be- 
schränkung ausdrücklich aufgenommen 
wird. 

2. Folgender neuer § 3 wird eingefügt: 
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(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Lande Berlin, 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermäch- 


tigungen erlassen werden, gelten im Lande 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes.“ 

Der bisherige § 3 wird § 4. 
Begründung 

Die Einfügung der Berlin-Klausel ist aus 
allgemeinen rechtspolitischen Gründen er- 
forderlich. Außerdem müssen das Gesetz 
und die auf Grund des Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen deshalb in Berlin gel- 
ten, weil sonst die Strafverfolgung gegen 
Zuwiderhandelnde, die sich in Berlin auf- 
halten, erschwert würde. 


Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu Nr. 1 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Der Hinweis auf den Fortschritt der Technik 
und die Erfordernisse eines gesteigerten Ver- 
kehrs in § 1 Abs. 1 des Regierungsentwurfs 
hat die gleiche Bedeutung wie in § 1 Abs. 2. 
Er gibt die Grundgedanken an, von denen 


sich die deutschen Vertreter in der Zentral- 
kommission für die Rheinschiffahrt leiten 
lassen sollen. Denn in beiden Fallen ist es die 
Besonderheit der Ermächtigung, daß ein von 
dieser internationalen Kommission gefaßter 
Beschluß unverändert in nationales Polizei- 
recht verwandelt werden muß. 

Zu Nr. 2 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
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